
Wer in seinem Immaterialgüterrecht verletzt wird, kann die
Höhe der daraus resultierenden Zahlungsansprüche oft nicht
beziffern. Um dieses Informationsdefizit zu beseitigen, räumt
der Gesetzgeber demVerletzten in zahlreichen Konstellationen
Rechnungslegungs- und Auskunftsansprüche ein. Der Beitrag
untersucht deren Zusammenhang mit den damit korrespon-
dierenden Zahlungsansprüchen und widmet sich der prozes-
sualen Abbildung dieses Zusammenhangs. Anlass dieser Un-
tersuchung ist die jüngste Änderung der Judikatur zur Frage
der Berechtigung von Rechnungslegungsansprüchen, sofern
bereits im Manifestationsverfahren Negativfeststellungen zu
Tatsachen getroffen werden, die für die Höhe des Hauptan-
spruchs relevant sind.

Immaterialgüterrechtsverletzungen lösen durchwegs Vergü-
tungsansprüche aus, deren konkrete Bezifferung dem Verletz-
ten mangels hinreichender Information schwer möglich ist.
Denn ihre Bemessung erfordert häufig weitere Erhebungen
(vgl § 86 Abs 1 UrhG, § 53 Abs 1 MSchG und § 150 PatG:
„angemessenes Entgelt“; § 87 Abs 2 UrhG: „angemessene Ent-
schädigung“), die der Rechtssphäre des Bekl zuzurechnen sind
(etwa die Frage der Dauer und des Umfangs einer widerrecht-

lichen Markennutzung1). Der Gesetzgeber räumt dem Verletz-
ten daher zusätzlich Rechnungslegungs- und Auskunftsansprü-
che ein (vgl § 87a UrhG sowie § 151 PatG [ggf iVm § 55
MSchG, § 34 MuSchG, § 21 HlSchG, § 9 UWG]), die in der
Praxis häufig gemeinsam mit dem Hauptanspruch im Weg der
Stufenklage (Art XLII Abs 3 EGZPO) geltend gemacht wer-
den.2

In diesem Kontext wurde der OGH in den letzten Jahren
wiederholt mit Fällen konfrontiert, in denen das ErstG bereits
bei der Prüfung des im Rahmen einer Stufenklage erhobenen
Manifestationsbegehrens zu einzelnen zur Bemessung des
Hauptanspruchs relevanten Fragen (etwa zu Umständen, die
zur Berechnung der Schadenshöhe oder des entgangenen Ge-
winns ermittelt werden mussten) Negativfeststellungen traf
(zB: „Es kann nicht festgestellt werden, ob durch die Marken-
rechtsverletzung Kunden in den Webshop der Bekl gelangten“).
Bis vor kurzem vertrat er hierzu die eher rigide Position, dass
solche Negativfeststellungen zu einer Abweisung des Rech-
nungslegungsbegehrens führen müssen:3 So lag etwa der E
OGH 15. 3. 2021, 4 Ob 217/18t, Blasenkatheterset, die unbe-
kämpft gebliebene erstgerichtliche Negativfeststellung zugrun-
de, wonach „nicht festgestellt werden kann, dass die Bekl einen
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Eingriffsgegenstand verkauft hat“.4 Dies schloss aus Sicht des
vierten Senats einen Anspruch auf Vorlage von Verkaufsrech-
nungen aus, weil nur ein patentverletzendes Feilhalten, aber
kein patentverletzendes Verkaufen nachgewiesen werden konn-
te. In der E OGH 4 Ob 33/21p, Tierklinik Q, war in erster
Instanz eine Negativfeststellung getroffen worden, wonach
„nicht festgestellt werden [kann], ob aufgrund der beschriebenen
Werbungsmaßnahmen der [. . . E]rstbeklagten Tierarztkunden die
Erstbeklagte kontaktiert haben und ihre Tiere von dieser behan-
deln ließen“.5 Auch hier gelangte der Senat zu dem Ergebnis,
dass dementsprechend offen geblieben sei, ob aus der Verwen-
dung des Kennzeichens durch die Bekl überhaupt Einnahmen
erzielt wurden, sodass das Rechnungslegungsbegehren seinem
konkreten Inhalt nach nicht berechtigt sei.

In Abkehr davon nahm der vierte Senat in der E OGH
4 Ob 97/22a, OPTONICA, – unter ausführlicher Diskussion
des bisherigen Meinungsstands – an, dass Negativfeststellun-
gen „zu den Folgen der Verletzung eines Markenrechts“ nicht
zur Verneinung eines damit in Verbindung stehenden Rech-
nungslegungsanspruchs führen. Denn es würde „der ‚ausfor-
schenden Natur‘ des auf § 55 MSchG iVm § 151 PatG gestützten
Rechnungslegungsanspruchs widersprechen, wenn dieser An-
spruch schon wegen einer bloßen Negativfeststellung zu den
Grundlagen des Zahlungsbegehrens verneint werden müsste“.6
Zweck der Rechnungslegungspflicht sei es, den Berechtigten
in die Lage zu versetzen, Zahlungsansprüche gegen den Rech-
nungslegungspflichtigen feststellen und gerichtlich geltend ma-
chen zu können. Daher dürfe der Umfang der Rechnungsle-
gungspflicht nicht allzu sehr eingeschränkt werden. Allerdings
hält die Entscheidung auch fest, dass „bei einer positiven Fest-
stellung über das Nichtvorliegen von bestimmten Umständen ein
auf die Bekanntgabe dieser Umstände abzielendes Rechnungsle-
gungsbegehren scheitern“7 müsse.

Diese Ausführungen sind in mehrerer Hinsicht bemerkens-
wert: Erstens scheint der OGH in den genannten E von einem
„inneren“ Zusammenhang zwischen dem Rechnungslegungs-
begehren und dem Hauptbegehren auszugehen, ohne diesen
tiefergehend zu thematisieren. Vielmehr weist er wiederholt da-
rauf hin, dass es sich bei Rechnungslegungsanspruch und Haupt-
anspruch um grundsätzlich unabhängig voneinander zu beurtei-
lende Ansprüche handle,8 sodass auch die Verfahren über diese
beiden Ansprüche (selbst bei Erhebung einer Stufenklage) ge-
trennt zu führen seien9 und es sogar ein Verbot der gemeinsamen
Entscheidung gebe.10 Es scheint daher lohnenswert, diesen prima
facie bestehenden Zusammenhang zwischen Rechnungsle-
gungsanspruch und Hauptanspruch genauer zu beleuchten
(dies wird in Abschnitt B. geschehen).

Die genannten E werfen aber auch Fragen der prozessualen
Abbildung dieses Zusammenhangs auf. Denn der OGH ging
in einigen E davon aus, dass ein Rechnungslegungsanspruch
nur berechtigt sei, wenn der Hauptanspruch „aus dem Vor-
bringen der Kl und dem festgestellten Sachverhalt zumindest
dem Grunde nach abzuleiten“11 ist. Allerdings hielt er auch
wiederholt fest, dass sich weder aus Art XLII EGZPO noch
aus den einschlägigen Rechnungslegungsansprüchen (etwa
§ 55 MSchG iVm § 151 PatG) ableiten lasse, „dass der noch
unbestimmt erhobene Zahlungsanspruch bereits in der Ent-
scheidung über das Manifestationsbegehren dem Grunde nach
geprüft werden muss“.12 Dazu kommt, dass der vierte Senat
(wie soeben dargelegt) nunmehr Feststellungen zu gewissen
Grundlagen des Hauptanspruchs insofern als relevant ansieht,
als zumindest „bei einer positiven Feststellung über das Nichtvor-

liegen von bestimmten Umständen“13 schon der Rechnungsle-
gungsanspruch zu verneinen sei. Im Schrifttum wird dies teils
als Beweislastumkehr gedeutet:14 Es liege nun „nicht mehr an
dem in seinen immaterialgüterrechtlichen Ansprüchen Verletzten,
mit seiner Beweisführung eine positive Feststellung zu den Um-
ständen zu erwirken, über die Rechnung gelegt werden soll“,15
was nicht zuletzt mit der besonderen „investigativen Natur“
des Rechnungslegungsanspruchs in Immaterialgüterrechtssa-
chen begründet wird.16 Es ist daher in weiterer Folge die Rolle
des Hauptanspruchs im Rechnungslegungsverfahren zu the-
matisieren und der Frage nachzugehen, welche zur Ermittlung
von Grund und Höhe des Hauptanspruchs erforderlichen
Umstände bereits zu diesem Zeitpunkt zu erheben sind (Ab-
schnitt C.). Schließlich soll im Rahmen einer Darlegung der
Behauptungs- und Beweislast im Manifestationsverfahren
untersucht werden, ob die Erwägungen der E OGH 4 Ob 97/
22a, OPTONICA, tatsächlich ein Spezifikum des Immaterialgü-
terrechts darstellen oder ob dahinter nicht vielmehr verallge-
meinerungsfähige Wertungen stehen (Abschnitt D.).

Rechnungslegungsansprüche sind in zahlreichen Einzelnormen
positiviert (etwa § 87a UrhG, § 151 PatG, §§ 1012, 1039 und
§ 1198 ABGB, § 16 Abs 1 HandelsvertreterG, § 3 VersVG), in
gewissen Fällen nimmt die Rsp deren Bestehen aber auch ohne
ausdrückliche gesetzliche Grundlage an.17 Denkbar ist zudem ei-
ne vertragliche Einräumung von Rechnungslegungs- oder Aus-
kunftspflichten.18

Die Frage eines möglichen materiellen Zusammenhangs
zwischen Rechnungslegungs- und Hauptanspruch wurde im
Schrifttum bisher, soweit ersichtlich, nur vereinzelt angeschnit-
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ten,19 die Rsp hatte sich mit diesem Problemkreis – insb in ver-
jährungsrechtlichem Kontext – hingegen schon in mehreren E
auseinanderzusetzen: Dabei qualifizierte der OGH die Rech-
nungslegungsansprüche durchwegs als „Nebenanspruch“20 oder
als „Hilfsanspruch“21 zu einem weiteren (Haupt-)Anspruch und
nahm in deren Verhältnis – meist aber nur implizit – eine Akzes-
sorietät an, lehnte also das Bestehen des Rechnungslegungsan-
spruchs ab, wenn der Hauptanspruch nicht mehr bestand (oder
zumindest nicht mehr durchsetzbar war).22 Vereinzelt bezeichne-
te er diesen Zusammenhang sogar ausdrücklich als Akzessorie-
tät.23 Zumindest prima vista scheint es damit allerdings inWider-
spruch zu stehen, wenn der OGH in einigen jüngeren Judikaten
festhält, dass sich weder aus Art XLII EGZPO noch aus den ein-
zelnen Anspruchsgrundlagen (etwa § 151 PatG oder § 55
MSchG iVm § 151 PatG) ableiten lasse, „dass der noch unbe-
stimmt erhobene Zahlungsanspruch bereits in der Entscheidung
über das Manifestationsbegehren dem Grunde nach geprüft wer-
den muss“.24 Es ist insofern angezeigt, in einem ersten Schritt die
Hypothese einer Akzessorietät des Rechnungslegungsan-
spruchs zum Hauptanspruch auf ihre Plausibilität hin zu über-
prüfen. Unter „Akzessorietät“ sollen dabei jene Konstellationen
verstanden werden, in welchen ein „Hauptrecht“ und ein „weite-
res Recht“ (hier: ein Zahlungsanspruch aufgrund einer Immate-
rialgüterrechtsverletzung und ein damit korrespondierender
Rechnungslegungsanspruch) so miteinander verknüpft sind,
„dass die für das Hauptrecht geltende Regelung unmittelbar auf
das akzessorische Recht einwirkt und somit letzteres sowohl in Ent-
stehen, Fortbestand und Durchsetzbarkeit von diesem abhängt“.25

Vorauszuschicken ist: Die Frage der Akzessorietät von
Rechnungslegungsansprüchen muss für jede Anspruchsgrund-
lage gesondert überprüft werden.26 Denn gerade vertraglich
vereinbarte Auskunfts- oder Rechnungslegungsansprüche kön-
nen sowohl „bedingt“ als auch „unbedingt“ (gemeint: mit oder
ohne Abhängigkeit von einem „Hauptanspruch“) eingeräumt
werden. Aber auch bei gesetzlichen Rechnungslegungsansprü-
chen sind pauschale Aussagen schwer zu treffen, vielmehr ist
die allfällige Akzessorietät eines Rechnungslegungsanspruchs
im Weg der Interpretation der konkreten Norm zu ermitteln.
Häufig ist hier insb eine teleologische Interpretation auf-
schlussreich: In zahlreichen Fällen gesetzlicher Rechnungsle-
gungsansprüche geht es nämlich darum, die Anspruchsberech-
tigten in die Position zu versetzen, andere (Haupt-)Ansprüche
zu beziffern und damit (zumindest mittelbar) eine gerichtliche
Geltendmachung dieser Ansprüche zu ermöglichen.27 Soweit
dies den ausschließlichen oder zumindest überwiegenden
Zweck der Norm darstellt, muss aber die Durchsetzbarkeit
des Hauptanspruchs zumindest abstrakt möglich sein, um
den Eingriff in die Rechtssphäre des Rechnungslegungsver-
pflichteten zu rechtfertigen. Diese Überlegung lässt sich tat-
sächlich – wie dies ja bereits in zahlreichen Judikaten des
OGH zum Ausdruck gekommen ist – am treffendsten durch
die Annahme einer Akzessorietät des Rechnungslegungsan-
spruchs ausdrücken.

Das bedeutet: Sofern die Auslegung der einschlägigen Bestim-
mung eine Akzessorietät des Rechnungslegungsanspruchs nahe-
legt, ist von dessen Erlöschen auszugehen, wenn der (wirksam
entstandene) Hauptanspruch mittlerweile ebenfalls erloschen
oder nicht mehr durchsetzbar ist. Das Bestehen (bzw die Durch-
setzbarkeit) des Hauptanspruchs ist im Fall der Akzessorietät als
Tatbestandsmerkmal für den Rechnungslegungsanspruch zu
verstehen. Wenn insofern schon im Manifestationsverfahren
(über einen akzessorischen Rechnungslegungsanspruch) fest-

steht, dass der behauptete Anspruchsgrund nicht vorliegt oder
dass der Anspruchsgrund zwar zu bejahen ist, aber die An-
spruchshöhe Null beträgt, so ist das Rechnungslegungsbegeh-
ren abzuweisen.

Aus den obigen Erwägungen können für Rechnungslegungsan-
sprüche in Immaterialgüterrechtssachen bereits erste Schlüsse
gezogen werden: Auch wenn die einschlägigen Mat in dieser Fra-
ge karg gehalten sind,28 entspricht es der einhelligen Auffassung,
dass der Zweck dieser Rechnungslegungsansprüche darin be-
steht, den Kl in die Lage zu versetzen, die Grundlage für seine
Ansprüche auf angemessenes Entgelt, angemessene Entschädi-
gung oder Schadenersatz gegen den Bekl zu ermitteln. Dies wird
völlig herrschend für § 87a UrhG29 sowie für § 151 PatG30 ver-
treten und ist auch für die Anwendungsbereiche des MSchG,31
des MuSchG,32 des HlSchG sowie auch des UWG33 anzunehmen,
nicht zuletzt, weil diese allesamt auf § 151 PatG (vgl § 55 MSchG,
§ 34 MuSchG, § 21 HlSchG und § 9 UWG) verweisen. Das be-
deutet, dass Rechnungslegungsansprüche in Immaterialgüter-
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rechtssachen grundsätzlich als akzessorisch zum Hauptan-
spruch zu verstehen sind.34

Diese Überlegung rückt allerdings einige der jüngeren Judika-
te des OGH in ein etwas neues Licht: Wenn der vierte Senat etwa
in der E OGH 4 Ob 243/17i, Spannschloss, – hier ging es um eine
Patentrechtsstreitigkeit – festhält, dass das „Rechnungslegungser-
fordernis [. . .] dabei grundsätzlich unabhängig von der Berechti-
gung des Leistungsbegehrens zu beurteilen“35 sei, so wirkt dies an-
gesichts der eben festgestellten Akzessorietät zwar prima vista
nicht unproblematisch: Die Ausführungen des vierten Senats in
dieser E bezogen sich allerdings darauf, dass es neben dem gel-
tend gemachten verschuldensabhängigen Hauptanspruch noch
weitere, verschuldensunabhängige Hauptansprüche geben
könne, deren Konkretisierung dem Manifestationsbegehren die-
nen könne, weshalb insoweit aus der Verneinung des verfahrens-
gegenständlichen Hauptanspruchs nicht zwangsläufig auf die
Unbegründetheit des Rechnungslegungsanspruchs zu schließen
sei. Aus diesem Blickwinkel ist die E in diesem Punkt jedenfalls
nicht zu beanstanden.

Problematischer ist hingegen folgender (in späteren E wie-
derholt rezipierter36) Satz der E Spannschloss: „Weder aus
Art XLII EGZPO noch aus den einschlägigen Bestimmungen
des PatG lässt sich ableiten, dass der noch unbestimmt erhobene
Zahlungsanspruch bereits in der Entscheidung über das Manifes-
tationsbegehren dem Grunde nach geprüft werden muss.“37 Tat-
sächlich kann es in einem solchen Fall nämlich nicht genügen,
dass aus dem Vorbringen der Kl „nicht abzuleiten“ ist, „dass sie
ihr Manifestationsbegehren ausschließlich nur deshalb stellt, um
– anknüpfend an die Ergebnisse der Rechnungslegung – Zahlung
nach § 150 Abs 2 oder 3 PatG zu erlangen“.38 Vielmehr muss der
Bekl die Möglichkeit einer kontradiktorischen Verhandlung
über das Vorliegen oder Nichtvorliegen des Akzessorietätstat-
bestandsmerkmals haben. Insofern ist bereits im Manifesta-
tionsverfahren das Bestehen des mit dem Rechnungslegungsbe-
gehren korrespondierenden Hauptanspruchs dem Grund nach
(zumindest in weiten Teilen; vgl dazu Abschnitt C.2.) als Vor-
frage zu überprüfen. In welchem konkreten Umfang den Ma-
nifestationskläger hierbei die Last trifft, bereits gewisse zur Be-
urteilung des Hauptanspruchs notwendige Tatsachenvorbringen
zu erstatten und Beweise zu erbringen, soll in den Folgeab-
schnitten untersucht werden. Das muss allerdings – in diesem
Punkt ist der E im Ergebnis jedenfalls zuzustimmen – nicht
zwingend den in der Stufenklage geltend gemachten Hauptan-
spruch betreffen.

Die zuvor angestellten Überlegungen leiten nun zu der Frage
über, wie immaterialgüterrechtliche Rechnungslegungsan-
sprüche prozessual zu handhaben sind. Es wurde bereits ein-
führend angeschnitten, dass die Ermittlung der Höhe der
Hauptansprüche gerade in diesem Rechtsbereich in doppelter
Hinsicht problembehaftet ist: Das betrifft einerseits den Um-
stand, dass der Anspruchsberechtigte rein faktisch oft nicht
über hinreichende Informationen zur Bezifferung seines
Hauptanspruchs verfügt, was eben – wie erwähnt39 – durch
die Einräumung von Rechnungslegungs- und Auskunftsansprü-
chen abgefedert werden soll. Andererseits – darin besteht das
zweite Problemfeld – enthalten die Rechtsfolgen einiger imma-

terialgüterrechtlicher Hauptansprüche Gesetzesbegriffe, die
teils einer weiteren Konkretisierung bedürfen, etwa die Ver-
pflichtung zur Zahlung eines „angemessenen Entgelts“ (§ 86
Abs 1 UrhG, § 53 Abs 1 MSchG und § 150 PatG) oder einer
„angemessenen Entschädigung“ (§ 87 Abs 2 UrhG). So ist etwa
nach herrschender Auffassung bei der Beurteilung der Höhe
eines angemessenen Entgelts nach einer Markenrechtsverlet-
zung (§ 53 Abs 1 MSchG) auf die übliche Höhe von Lizenzent-
gelten, auf den Bekanntheitsgrad und den Ruf der Marke, auf
den Grad der Verwechslungsgefahr, auf die Intensität der Be-
einträchtigung, auf die Bedeutung der Kennzeichnung für die
Abnehmer sowie auf Dauer und Umfang der Benutzung und
Eintritt einer Marktverwirrung abzustellen.40 Daher kann die
Beurteilung der Angemessenheit (aufgrund der praktisch viel-
gestaltigen Möglichkeiten einer Immaterialgüterrechtsverlet-
zung) im Einzelfall unterschiedlichste Erhebungen erfordern,
sodass auch der Inhalt „des“ Anspruchs auf Rechnungslegung
in Immaterialgüterrechtssachen verschiedene Ausprägungen
annehmen und von Fall zu Fall teils erheblich variieren kann
(etwa: Auskunft über die Anzahl der in einer Filiale aufgelegten
Prospekte,41 Auskunft über die Anzahl von hergestellten Ko-
pien,42 Auskunft darüber, wie viele Kunden über Klick auf ei-
nen Link in einen Webshop gelangt sind,43 Rechnungslegung
über Umsätze anhand von Einkaufs- und Verkaufsbelegen,
die einem Sachverständigen im Original offenzulegen sind44).45
Dogmatisch treffender wäre es daher, idZ von mehreren Rech-
nungslegungsansprüchen auszugehen, die jeweils mit einzel-
nen Bemessungskriterien des Vergütungsanspruchs korres-
pondieren.46 Diese einzelnen Rechnungslegungsansprüche
können im Prozess nämlich durchaus auch ein unterschiedli-
ches Schicksal erfahren (dazu noch in Abschnitt D.).

Nun sind jene Umstände, welche zur Ermittlung der Höhe der
zuvor genannten immaterialgüterrechtlichen Vergütungsansprü-
che zu ermitteln sind, in den entsprechenden Anspruchsgrund-
lagen zwar streng genommen nicht als Tatbestandsmerkmale for-
muliert (vgl § 86 Abs 1 und § 87 Abs 2 UrhG, § 53 Abs 1
MSchG, § 150 PatG). Es wird aber einhellig angenommen, dass
die notwendigen Tatsachenvorbringen dennoch vom anspruchs-
berechtigten Kl (des Hauptleistungsprozesses) zu erstatten47 und
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zu beweisen48 sind. Die zu untersuchende Frage besteht nun da-
rin, welche Rolle diesen Umständen bereits im Verfahren über
den Rechnungslegungsanspruch zukommt. Denn es wurde be-
reits ausgeführt, dass die in den E OGH 4 Ob 217/18t, Blasen-
katheterset, und OGH 4 Ob 33/21p, Tierklinik Q, von den Erst-
gerichten getroffenen Negativfeststellungen zu für die Bemes-
sung des Hauptanspruchs relevanten Umständen den vierten
Senat noch dazu bewogen hatten, die geltend gemachten Rech-
nungslegungsansprüche im Ergebnis zu verneinen, wohingegen
der OGH in der E 4 Ob 97/22a („OPTONICA“) davon ausging,
dass „eine Negativfeststellung zu den Folgen der Verletzung eines
Markenrechts nicht zur Verneinung eines damit in Verbindung ste-
henden Rechnungslegungsanspruchs“49 führe. Diese (vom vierten
Senat selbst als solche bezeichnete) „Relativierung der jüngsten
Judikaturlinie“ nahm der OGH nicht zuletzt aufgrund der „aus-
forschenden Natur“ des immaterialgüterrechtlichen Rechnungs-
legungsanspruchs vor.50

UE ist hier eine differenzierte Betrachtungsweise anzulegen,
um zu befriedigenden Ergebnissen zu gelangen: Aus der Zielset-
zung des Rechnungslegungsanspruchs (nämlich der Ausmes-
sung des Hauptanspruchs) ergibt sich – trotz einer allfälligen Ak-
zessorietät – zunächst, dass weder die Höhe des Hauptanspruchs
selbst noch die Gesamtheit der zu ihrer Ermittlung notwendigen
Umstände eine inhaltliche Voraussetzung für die Berechtigung
eines Manifestationsbegehrens darstellen können. Daraus kann
aber nicht geschlossen werden, dass der bloße Nachweis einer
Immaterialgüterrechtsverletzung (die in zahlreichen Konstellati-
onen das einzige Tatbestandsmerkmal sowohl des Rechnungsle-
gungs- als auch des Hauptanspruchs darstellt) für sich alleine
genügen kann, um jedwede erdenkliche Information vom Bekl
zu verlangen. Vielmehr muss sich die sachliche Berechtigung des
konkreten Auskunftsbegehrens sehr wohl aus dem gerichtlich
festgestellten Sachverhalt ableiten lassen, wofür entsprechende
Vorbringen und Beweisanbote des Kl erforderlich sind.

Zu klären bleibt, in welchem Ausmaß diese Umstände bereits im
Manifestationsverfahren zu erheben sind. Ein Blick auf die Funk-
tionsweise des Rechnungslegungsanspruchs legt dabei folgende
Grenzziehung nahe: Der Rechnungslegungsanspruch dient dazu,
einen Hauptanspruchsberechtigten in die Lage zu versetzen, sein
materielles Recht zu beziffern und durchsetzen zu können.51 In-
soweit liegt es nahe, im Manifestationsverfahren jene für die Be-
urteilung des Hauptanspruchs notwendigen Tatsachenfeststel-
lungen auszublenden, welche durch Erfüllung des Rechnungs-

legungsanspruchs überhaupt erst ermöglicht werden sollen. In
vielen Fällen wird dies Aspekte der Höhe des Hauptanspruchs
betreffen, es ist aber – soweit bspw ein immaterialgüterrechtli-
cher Schadenersatzanspruch geltend gemacht wird (vgl § 87
UrhG, § 150 Abs 2 lit a PatG, § 53 Abs 2 Z 1 MSchG, § 34
MuSchG, § 16 Abs 2 UWG) – durchaus denkbar, dass der Rech-
nungslegungsanspruch auch der Ermittlung von Aspekten des
Grunds des Hauptanspruchs (also etwa der Frage, ob überhaupt
ein Schaden eingetreten ist) dienen kann. IdZ liegt prima vista
ein Blick auf die Diskussion zum Anwendungsbereich des § 273
Abs 1 ZPO52 nahe; dies muss hier bei genauerer Betrachtung aber
nicht weiter vertieft werden: Denn abgesehen von nicht unerheb-
lichen konstruktiven und inhaltlichen Unterschieden zwischen
§ 273 Abs 1 ZPO und den hier besprochenen materiellen Rech-
nungslegungsansprüchen genügt es für die weiteren verfahrens-
rechtlichen Erwägungen, auf den (freilich für jede Norm geson-
dert zu ermittelnden) materiellen Gehalt des Rechnungslegungs-
anspruchs abzustellen. Sofern der materielle Rechnungslegungs-
anspruch dazu dient, auch Elemente des Grunds des
Hauptanspruchs zu ermitteln, so müssen diese daher (trotz Ak-
zessorietät des Rechnungslegungsanspruchs) im Manifesta-
tionsverfahren ebenfalls außer Betracht bleiben.

Sonstige Tatsachenvorbringen und Beweise sind dem Mani-
festationskläger im Umkehrschluss aber auch dann zuzumuten,
wenn sie die Grundlagen des Hauptanspruchs betreffen. Insoweit
müssen uE daher bereits im Rechnungslegungsverfahren diesel-
ben Tatsachenfeststellungen getroffen werden, die auch im
Hauptverfahren zur Feststellung des (mit dem Rechnungsle-
gungsbegehren korrespondierenden Teils des) Hauptanspruchs
erforderlich wären. Davon sind nur jene Tatsachenfeststellun-
gen ausgenommen, zu deren Ermittlung das konkrete Rech-
nungslegungsbegehren erhoben wurde. Letztere sind gewisser-
maßen aus der Gesamtmenge der im Hauptverfahren notwendi-
gen Tatsachenfeststellungen „herauszuschälen“, sodass nur die
überbleibende „Hülle“ bereits im Rechnungslegungsverfahren
zu erheben ist (zur Behauptungs- und Beweislast s Abschnitt D.).
Diese differenzierende Sichtweise trägt der Funktionalität des
Rechnungslegungsanspruchs Rechnung, ohne überbordende
Eingriffe in die Rechtssphäre des Bekl zu ermöglichen.

Aus diesem Blickwinkel ist der E OGH 4 Ob 97/22a, OPTO-
NICA, in ihrem Ergebnis weiterhin53 zuzustimmen: Die Negativ-
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feststellung im Manifestationsverfahren, wonach nicht festge-
stellt werden konnte, „ob Interessenten oder Nutzer aufgrund
der Schaltung dieser Anzeige unter Verwendung des Keywords OP-
TONICA in den Webshop der Erstbeklagten gelangten“, kann ei-
nem Rechnungslegungsbegehren, das (ua) auf Auskunft darüber
gerichtet ist, „wie viele Interessenten/Nutzer aufgrund der Kenn-
zeichenverwendung in den Webshop der bekl Partei gelangt sind“,
nicht entgegenstehen. Denn dieses zielt ja gerade auf die Ermitt-
lung der Besucherzahl desWebshops der Bekl ab, weshalb die der
E zugrundeliegende Negativfeststellung im Rechnungslegungs-
verfahren noch auszublenden ist. Die – als Ergebnis der Ent-
scheidung festgehaltene – Aussage, wonach „eine Negativfeststel-
lung zu den Folgen der Verletzung eines Markenrechts nicht zur
Verneinung eines damit in Verbindung stehenden Rechnungsle-
gungsanspruchs führt“,54 ist in dieser Pauschalität aber zu weit ge-
fasst: Denn vomRechnungslegungsbegehren nicht umfasste Um-
stände in Bezug auf die Höhe des Hauptanspruchs, die für die
Beurteilung der Berechtigung des Rechnungslegungsbegehrens
relevant sind (etwa, dass es einen Webshop gab, was im Anlass-
fall zwar unstrittig war, aber im Grundsatz zumindest bestreitbar
sein muss), müssen weiterhin vorgebracht und auch bewiesen
werden.

Aus den Ausführungen der vorigen Abschnitte können nun die
notwendigen Schlüsse für die Frage der Behauptungs- und Be-
weislast in immaterialgüterrechtlichen Manifestationsverfah-
ren gezogen werden. Aus der in Abschnitt B.2. herausgearbeite-
ten Akzessorietät des Rechnungslegungsanspruchs ergibt sich
zunächst, dass der Manifestationskläger sowohl die Tatbestands-
merkmale des Rechnungslegungsanspruchs als auch grund-
sätzlich das Bestehen des Hauptanspruchs zu behaupten55

und zu beweisen56 hat. Die E OGH 4 Ob 243/17i, Spannschloss,
zeigt hier sehr plastisch, dass dies aber nicht zwangsläufig der
damit in einer Stufenklage verbundene Hauptanspruch sein
muss, wenn sich der Rechnungslegungsanspruch auf mehrere
Hauptansprüche beziehen kann. Sofern sich das Rechnungsle-
gungsbegehren allerdings (auch) auf andere, nicht verfahrens-
gegenständliche Hauptansprüche bezieht, muss der Manifesta-
tionskläger die zu deren Beurteilung notwendigen Tatsachenvor-
bringen erstatten und die entsprechenden Beweise erbringen.

Nachdem der Rechnungslegungsanspruch der Bezifferung ei-
nes bestimmten Hauptanspruchs (allenfalls auch mehrerer
Hauptansprüche) dient, kann den Kl bei Geltendmachung des
Rechnungslegungsanspruchs – wie in Abschnitt C.2. dargelegt
– nicht die Last treffen, sämtliche Tatbestandsmerkmale des
Hauptanspruchs zu behaupten und zu beweisen. Vielmehr muss
er nur insoweit Behauptungen zu für das Bestehen des Hauptan-
spruchs (der Höhe, allenfalls auch dem Grund nach) relevanten
Umständen aufstellen, als diese Umstände auch den konkreten
Rechnungslegungsanspruch bedingen und nicht erst durch
das Rechnungslegungsbegehren selbst ermittelt werden sollen
(so setzt das Begehren auf Auskunft, wie viele Leute einen Web-
shop besucht haben, notwendig voraus, dass es einen Webshop
gab). Hierfür trifft ihn – anders als man das aus der E OGH 4 Ob
97/22a, OPTONICA, herauslesen könnte – auch die Beweislast:
Die Gegenauffassung würde dem Bekl (im Wesentlichen grund-
los) Negativbeweise zu verschiedensten Umständen aufbürden,
bei deren Erbringung er in vielen Fällen erhebliche Schwierigkei-
ten haben könnte. Ein solches Ergebnis würde insofern nicht nur

die intendierten Zwecke einer allfälligen Beweislastumkehr (die
insb von der älteren Rsp etwa bei besonderer Beweisnähe ange-
nommen wurde57) geradezu in ihr Gegenteil verkehren, sondern
auch weit über die ratio des Rechnungslegungsanspruchs hinaus-
gehen. Denn sobald eine Immaterialgüterrechtsverletzung festge-
stellt werden kann (die ja in der Regel sowohl den Hauptan-
spruch als auch den Rechnungslegungsanspruch begründet; vgl
etwa §§ 150f PatG), wäre der Bekl zu einem nahezu willkürli-
chen „Informationsstriptease“ gezwungen, sofern er das Gericht
nicht mit hoher Wahrscheinlichkeit vom Nichtbestehen der auf-
gestellten Behauptungen des Kl überzeugen kann. Auch die von
OGH und Schrifttum wiederholt bemühte investigative Natur
des Rechnungslegungsanspruchs58 in Immaterialgüterrechtssa-
chen kann daran nichts ändern: Sie mag sich darin äußern, dass
der materielle Rechnungslegungsanspruch gerade in diesem
Rechtsgebiet sehr weit zu verstehen ist und insoweit umfassende
Auskunftsbegehren aus verschiedensten Lebensbereichen – al-
lenfalls sogar zur Frage, ob überhaupt ein Schaden entstanden
ist – decken kann (vgl dazu die Beispiele in Abschnitt C.1.). In
prozessualer Hinsicht vermag sie die Annahme einer Beweislast-
umkehr in Bezug auf den Hauptanspruch betreffende Umstände,
die nicht durch das Rechnungslegungsbegehren ermittelt wer-
den sollen, allerdings nicht zu rechtfertigen.

Aus der Akzessorietät der immaterialgüterrechtlichen Rech-
nungslegungsansprüche ergibt sich weiters, dass ein solcher
auch dann nicht besteht, wenn die Höhe des Hauptanspruchs
mit „Null“ feststeht. Im Immaterialgüterrecht wird es dabei in
vielen Fällen notwendig sein, die einzelnen Rechnungsle-
gungsansprüche den jeweiligen Bemessungskriterien des
Hauptanspruchs zuzuordnen (vgl Abschnitt C.1.), um diese
Akzessorietät befriedigend abzubilden. Kann das Gericht daher
Feststellungen tätigen, die logisch dazu führen müssen, dass die
Höhe einzelner Bemessungskriterien des Hauptanspruchs
mit „Null“ zu bewerten ist, dann ist schon das mit diesem
Kriterium korrespondierende Rechnungslegungsbegehren ab-
zuweisen. Dies ist – aufgrund der in Abschnitt C.2. dargelegten
Funktionsweise des Rechnungslegungsanspruchs – allerdings
vom Bekl des Manifestationsverfahrens zu behaupten und zu
beweisen (was in vielen Fällen praktisch nur durch Erfüllung
des Rechnungslegungsanspruchs möglich sein wird). Entspre-
chende Negativfeststellungen gehen im Manifestationsverfah-
ren daher – im Einklang mit der E OGH 4 Ob 97/22a, OPTO-
NICA, und entgegen den E OGH 4 Ob 217/18t, Blasenkathe-
terse, und OGH 4 Ob 33/21p, Tierklinik Q, – zu Lasten des
Bekl und nicht zu Lasten des Kl.
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Immaterialgüterrechtliche Rechnungslegungsansprüche stehen
zu den Hauptansprüchen, deren Konkretisierung sie dienen,
im Verhältnis der Akzessorietät. Daher bewirkt die Feststellung
des Nichtbestehens des Hauptanspruchs (dem Grund oder der
Höhe nach), dass auch das damit korrespondierende Rech-
nungslegungsbegehren abzuweisen ist. Bei Negativfeststellun-
gen zu Bemessungskriterien des Hauptanspruchs ist zu diffe-
renzieren: Hinsichtlich jener Umstände, deren Ermittlung
durch das Rechnungslegungsbegehren erst ermöglicht werden
soll, gehen Negativfeststellungen im Manifestationsverfahren
nicht zu Lasten des Kl (insoweit ist das Ergebnis der E OGH
4 Ob 97/22a, OPTONICA, zu befürworten). Andere Negativ-
feststellungen zu Grundlagen des Hauptanspruchs führen aber
weiterhin zu einer Abweisung der Manifestationsklage, wenn
sie eine notwendige Voraussetzung für das Bestehen des kon-
kreten Rechnungslegungsanspruchs darstellen. Zu diesen Um-
ständen trifft den Manifestationskläger auch die Behauptungs-
und Beweislast.
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